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1. Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

  
1.1 Ausgangssituation, Veranlassung 

Bau einer Linksab-
biegerspur in den 
70er Jahren mit 
Gehwegverlegung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eigentumsver-
hältnisse, 
Pachtvertrag und 
„Widmung“ 
 
 
 
 
 
 
Kündigung des 
Pachtvertrages 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klageverfahren 
und Nichtakt  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Neue Widmungs-
verfahren 
 
 
 
 

 Das Plangebiet besteht aus den Teilflächen der Kreisstraßen K9 und K24 
des Landkreises Uelzen im Ortsteil Suderburg sowie einem Teilstück des 
Flurstücks 108/1, Flur 7, Gemarkung Suderburg, welches sich im 
privaten Eigentum befindet. Aufgrund der besonderen Verkehrsbedeu-
tung der beiden vorgenannten Kreisstraßen wurde in den 70er Jahren 
eine Linksabbiegerspur auf der K 24 von Richtung Hösseringen in 
Richtung Suderburg – Bahnhof gebaut. Dieser Bau konnte nicht voll-
ständig im öffentlichen Bereich durchgeführt werden. Es war eine 
Verschiebung der Verkehrsflächen erforderlich. Die Linksabbiegerspur 
wurde auf die Gegenfahrbahn und die Gegenfahrbahn in den Bereich 
des Gehweges verschoben. Der Gehweg musste daher in den privaten 
Bereich des Flurstücks 108/1 verschoben werden. 
 
Die Gemeinde Suderburg hat das gesamte Flurstück zu dieser Zeit seit 
1966 gepachtet und darauf einen Kinderspielplatz betrieben. Zu einem 
Verkauf oder Teilverkauf war die damalige Eigentümerin nicht bereit. So 
kam es, anders als zum Beispiel vor dem südlichen Nachbarflurstück 
109/1, zu keinem teilweisen Grunderwerb. Im Jahre 1983 hat die 
Gemeinde Suderburg von der Generalermächtigung des Nds. Straßen-
gesetztes einer Widmung aller erforderlichen öffentlichen Einrichtungen 
Gebrauch gemacht. Der Gehweg auf dem Flurstück 108/1 war Bestand-
teil dieser Widmung.  
 
Nach dem Tod der Eigentümerin ging das Eigentum auf eine Erbenge-
meinschaft. In den Jahren 1997 bis 2007 verschlechterte sich die 
Finanzlage der Gemeinde Suderburg erheblich. Dieses war auch in der 
Samtgemeinde Suderburg der Fall, so dass diese beim Land Nieder-
sachsen ein sog. Selbstentschuldungsverfahren beantragt hat. Aufgrund 
der hohen Unterhaltungslast des Spielplatzes und der Baumpflege 
wurde mit Schreiben vom 28.01.2009 der vorgenannte Pachtvertrag 
zum 31.12.2010 gekündigt. Bei der Kündigung ist die Gemeinde 
Suderburg davon ausgegangen, dass der in ihrer Baulast befindliche 
Gehweg rechtmäßig durch die Widmung nach dem Nds. Straßengesetz 
gesichert ist. 
 
In der Nachbargemeinde Gerdau (eine andere Mitgliedsgemeinde der 
Samtgemeinde Suderburg) gab es daraufhin ein Klageverfahren über 
eine Widmung einer privaten Grundstücksteilfläche. In mehreren 
Streitverfahren vor dem Nds. Verwaltungsgericht sowie Nds. Oberver-
waltungsgericht wurde festgestellt, dass die Gemeinde Gerdau die finale 
und durch das Nds. Straßengesetz in der damaligen Fassung vorge-
schriebene Bekanntmachung im Amtsblatt nicht vorgenommen hatte. 
Als Konsequenz ist die alte „Widmung“ als sog. Nichtakt zu werten und 
entfaltet keine Rechtswirkung. Da die Unterlagen in der Samtgemein-
deverwaltung aufgestellt worden sind, wurde geprüft, ob dieser 
Verfahrensfehler auch in der Gemeinde Suderburg begangen worden 
ist. Die Überprüfung kam zu diesem Ergebnis. 
 
Dieses führte dazu, dass in der Gemeinde Suderburg zunächst sämtli-
che Innerortsstraßen im gemeindlichen Eigentum im Jahre 2017 
gewidmet wurden. Weiterhin wurden die sich in den 80er Jahren im 
privaten Eigentum befindlichen Flächen herausgesucht. Es wurde dann 
beraten, für welche Flächen eine erneute Widmung erfolgen soll, da 
dafür nach § 6 Absatz 2 des Nds. Straßengesetzes eine Zustimmung 
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Eigentumsver-
handlungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

des Eigentümers erforderlich ist. Der Teilbereich des Gehweges an der 
K 24 in privatem Eigentum sollte gewidmet werden, um ihn zu erhalten. 
  
Mit dem neuen Eigentümer wurde mit Schreiben vom 30.10.2017 
Kontakt aufgenommen und ihm wurde die neue Rechtslage mitgeteilt. 
Da es sich um keine öffentliche Fläche handelt, wurde am 13.11.2017 
mit dem Eigentümer vereinbart, dass die Gemeinde Suderburg ab sofort 
und bis zur endgültigen Klärung des Sachverhaltes die Verkehrssiche-
rungspflicht auf dem Gehwegteil (Winterdienst und Straßenreinigungs-
pflicht) übernimmt. Dieses wird bis heute so praktiziert. 
 
Weiter wurde vereinbart, dass der Gemeinde ein Kaufpreisangebot vom 
Eigentümer unterbereitet wird und im Fall der Nichteinigung eine 
Einfriedigung des Grundstücks von ihm vorgenommen werden kann und 
die Gemeinde zum Rückbau verpflichtet ist. Mit Schreiben vom 
19.11.2017 wurde vom Eigentümer ein Angebot für das ganze Flurstück 
von 1.014 m² zu 35 €/m², somit insgesamt 35.490 € unterbreitet. Es 
folgten Beratungen in verschiedenen Gremien der Gemeinde Suderburg. 
Eine dafür vorgenommene Anfrage beim Gutachterausschuss ergab für 
den Teilbereich einen Bodenrichtwert von 32 €/m² (W I 1000). Für eine 
Dorfgebietsfläche gibt es keinen Richtwert, dieser dürfte aber unter 
dem vorgenannten Wert liegen. Abschließend hat der Rat der Gemeinde 
Suderburg in seiner Sitzung am 31.07.2018 beschlossen, den für den 
Gehweg benötigten Teilbereich für 35 €/m² zu erwerben und die 
Vertragsnebenkosten zu übernehmen. Die Gemeinde Suderburg war 
also bereit, einen über dem Bodenrichtwert liegenden Preis zu akzeptie-
ren. Allerdings wollte die Gemeinde nicht das Gesamtgrundstück 
übernehmen, da dieses nicht benötigt wird und erhebliche Unterhal-
tungskosten verursacht. Der Eigentümer hat das gemeindliche Angebot 
mit Schreiben vom 19.08.2018 abgelehnt. Mit Schreiben vom 
20.03.2019 wurden der Gemeinde Suderburg drei neue Angebote des 
Eigentümers unterbreitet. Nach Einschaltung seines Rechtsanwaltes hat 
dieser diese wieder teilweise zurückgezogen. Über den Gesamtankauf 
des Grundstückes konnte auch im Jahre 2019 keine Einigung erzielt 
werden. Zu einem Teilverkauf oder einer Widmungszustimmung be-
stand weiterhin keine Bereitschaft durch den Eigentümer. 
 

  
1.2 Planungserfordernis /Ziel und Zweck der Planung 

  Nach der erfolglosen Einigung wurde vom Rechtsanwalt des Eigentü-
mers mehrfach der Rückbau des Gehweges gefordert. Um die Erhaltung 
dieser unentbehrlichen Verkehrsinfrastruktur im Kreuzungsbereich 
Hauptstraße/Bahnhofstraße sicherzustellen, hat der Rat der Gemeinde 
Suderburg in seiner Sitzung am 14.02.2019 eine Satzung über die 
Aufstellung einer Veränderungssperre für den räumlichen Geltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Suderburg „Verkehrsflächen am Eichgarten“ 
beschlossen. Diese Satzung ist durch Bekanntmachung im Amtsblatt für 
den Landkreis Uelzen am 15.03.2019 in Kraft getreten.  
 
Die Gemeinde Suderburg hat danach weiter versucht, eine Einigung zu 
erlangen. Parallel dazu wurden die ersten Verfahrensschritte zum 
Bebauungsplanverfahren am 27.05.2019 mit der Einladung zur Frühzei-
tigen Öffentlichkeitsbeteiligung am 06.06.2019 sowie zur frühzeitigen 
Beteiligung der Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie 
der Nachbargemeinden durchgeführt. Zwischenzeitlich verstarb der 
Eigentümer. Am 27.03.2020 wurden neue Eigentümer in das Grund-
buch eingetragen. Mit Schreiben vom 07.04.2020 hat die Gemeinde 
ihnen gegenüber ebenfalls das oben genannte Kaufangebot durch 
Ratsbeschluss vom 31.07.2018 unterbreitet. Eine Antwort dazu steht 
noch aus. Aufgrund der Frist der Veränderungssperre muss dieses 
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Bebauungsplanverfahren für den Fall der Nichteinigung parallel zu den 
Grundstücksverhandlungen weiter betrieben werden.  
 

  Unter 1.1 und 1.2 wurden die Eigentumsverhandlungen zwischen der 
Gemeinde Suderburg und dem Eigentümer näher ausgeführt. Der 
Gemeinde Suderburg ist der Gehweg auf dem privaten Flurstück sehr 
wichtig. Die Kreuzung der beiden Kreisstraßen ist eine zentrale Kreu-
zung im Grundzentrum Suderburg mit der größten Verkehrsbelastung 
im Ort. Die Kreuzung ist aufgrund ihrer Topografie extrem unübersicht-
lich. Die Einmündung der Bahnhofstraße K 9 in die Hauptstraße K 24 ist 
stark abschüssig. Aufgrund des Höhenunterschiedes wären beim Verlust 
des Gehweges etwaige Fußgänger, welche auf der Kreisstraße 24 
gehen, nicht einsehbar. Die Fußgänger müssten sonst, um zu den 
beiden Bushaltestellen nördlich des privaten Flurstücks zu gelangen, die 
Straße mehrfach überqueren. Es handelt es sich um einen Schulweg zur 
Grundschule der Samtgemeinde Suderburg, der Oberschule des Land-
kreises Uelzen sowie der Hochschule Ostfalia für angewandte 
Wissenschaften des Landes Niedersachsen. Insofern sieht die Gemeinde 
die Belange der Verkehrssicherheit bei diesem Fußweg in besonderer 
Weise berührt. Aus Sicht der Gemeinde Suderburg sind an dieser Stelle 
die öffentlichen Belange des Allgemeinwohls (Verkehrssicherheit, 
Erhaltung vorhandener Infrastruktur, Sicherung von gewidmeten 
Verkehrsflächen, Erhaltung verkehrsbedeutender Fußwege) höher zu 
gewichten, als die entgegenstehenden privaten Interessen des Grund-
stückseigentümers an einer freien Verfügbarkeit über sein Eigentum. 
Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass der seinerzeitige Eigentümer 
beim Erwerb davon ausgegangen sein musste, dass die gemeindliche 
Widmung rechtmäßig erfolgt war und damit der Streifen der privaten 
Nutzung nicht mehr zur Verfügung stand.  
 

Ziel und Zweck  
der Planung 

 Nach § 1 Abs. 3 BauGB hat die Gemeinde Bauleitpläne aufzustellen, 
sofern es für die die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforder-
lich ist. Die vorliegende Bauleitplanung zielt darauf, die unentbehrliche 
Verkehrsinfrastruktur im Kreuzungsbereich Hauptstraße/Bahnhofstraße 
bauleitplanerisch abzusichern. Die für die Öffentlichkeit benötigten 
Flächen sollen durch den vorliegenden Bebauungsplan als öffentliche 
Verkehrsflächen festgesetzt werden, um (wie bereits 1983 durch einen 
Widmungsakt geplant war) eine öffentliche Widmung der vorhandenen 
Verkehrsanlagen zu erzielen. 
Aufgrund der Wichtigkeit des Gehweges an der Kreisstraßenkreuzung 
und in unmittelbarer Nähe zu Bushaltestellen soll mit diesem Bebau-
ungsplan die Grundlage für ein Enteignungsverfahren gemäß §§ 85 ff. 
Baugesetzbuch für die erforderliche private Teilfläche des Gehweges auf 
dem Flurstück 108/1, Flur 7, Gemarkung Suderburg geschaffen werden. 
 

  
1.3 Alternativen  

Keine Verlagerung 
möglich 
 
 
 
 
Einigung über 
Veräußerung 

 Aufgrund der Hangsituation gibt es keine Alternativen für eine Verle-
gung des Gehweges an anderer Stelle entlang der K 24. Ein Rückbau 
der Linksabbiegerspur ist aufgrund der Verkehrsbelastung nicht mög-
lich. Eine Aufgabe des Gehweges ist aus Gründen der 
Verkehrssicherheit nicht zumutbar. 
 
Das Bauleitplanverfahren und das anschließende Enteignungsverfahren 
wären im Falle einer Einigung über den Verkauf der notwendigen 
Wegeflächen nicht mehr erforderlich. Es wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die Gemeinde Suderburg für die benötigte Teilfläche 
den oberhalb des Bodenrichtwertes geforderten Preis zu zahlen bereit 
war sowie weiterhin ist und sie sicherlich im Rahmen der Verhandlun-
gen durch die Enteignungsbehörde zu weiteren Preisaufschlägen für die 
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Teilfläche bereit wäre. Doch für die vom Grundeigentümer geforderte 
Übernahme des gesamten Grundstücks gibt es aus Sicht der Gemeinde 
keine Veranlassung und keine finanziellen Spielräume.  
 

 
1.4 Bodenschutzklausel 

Bodenschutz- 
klausel gemäß  
§ 1a (2) BauGB 
 
 
 
 

 Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll “mit Grund und Boden sparsam und 
schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der 
zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die 
Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere 
Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelun-
gen auf das notwendige Maß zu begrenzen“.  
Durch die vorliegende Planung soll lediglich der bestehende Bestand 
rechtlich abgesichert werden. Eine zusätzliche Versiegelung ist nicht 
geplant. 
Die Planung entspricht damit den Anforderungen der Bodenschutzklau-
sel.  
 

  
2. Planungsgrundlagen / Rahmenbedingungen 

 2.1 Verfahren 

Gesetzliche 
Grundlage 
 
 
 
Einfacher Bebau-
ungsplan 
 
 

 Das planungsrechtliche Verfahren wird nach Baugesetzbuch in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 
3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. August 2020 
(BGBl. I S. 1728) geändert worden ist, durchgeführt.  
 
Um das Planungsziel zu erreichen, reicht anstelle eines qualifizierten 
Bebauungsplanes ein einfacher Bebauungsplan (im Sinne von § 30 Abs. 
3 BauGB) aus, der lediglich die öffentlichen Verkehrsflächen festsetzt.  
 

vereinfachtes 
Verfahren nach  
§ 13 BauGB 
 
 
 
 
 
Zulässigkeits-
maßstab nicht 
wesentlich 
verändert 

 Für die Aufstellung dieses einfachen Bebauungsplanes wird das verein-
fachte Verfahren nach § 13 BauGB angewandt. Grundlegende 
Voraussetzung für die Anwendung des vereinfachten Verfahrens ist, 
dass sich durch die Aufstellung des Bebauungsplanes in einem Gebiet 
nach § 34 BauGB (unbeplanter Innenbereich) der sich aus der der 
vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zulässig-
keitsmaßstab nicht wesentlich verändert.  
 
Das Plangebiet setzt lediglich öffentliche Verkehrsflächen fest, die 
bereits vollständig errichtet sind. Der Gehwegteil auf dem privaten 
Flurstück 108/1 ist ebenfalls vollständig errichtet. Insofern sind im 
Plangebiet keine neuen Maßnahmen geplant und es werden auch keine 
vorbereitet. Auf den hier überplanten, öffentlich genutzten Gehwegflä-
chen würde sich ein privates Bauvorhaben nicht in die vorhandene 
Eigenart der näheren Umgebung einfügen und könnte nicht nach § 34 
BauGB genehmigt werden. Insofern wird der Zulässigkeitsmaßstab 
durch diese Bauleitplanung real nicht verändert.  
 

  Die weiterhin in § 13 BauGB genannten Zulassungsvoraussetzungen für 
das vereinfachte Verfahren sind erfüllt. 
 

vereinfachtes 
Verfahren 

 Die Gemeinde Suderburg wendet das vereinfachte Verfahren wie folgt 
an: 
1. Die frühzeitige Unterrichtung der Behörden ist vorsorglich durchge-

führt worden, obwohl dieser Schritt im vereinfachten Verfahren 
entbehrlich wäre.  

2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit ist vorsorglich durch-
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geführt worden, um insbesondere dem betroffenen Grundstücksei-
gentümer frühzeitige Beteiligungsmöglichkeiten zu eröffnen.  

3. Durchführung der öffentlichen Auslegung im Sinne des § 3 Abs. 2 
4. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger der öffentlichen 

Belange im Sinne des § 4 Abs. 2 
5. Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 

Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB von der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezo-
gener Informationen verfügbar sind, abgesehen. 

6. Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring) bleiben unberücksich-
tigt. 

7. Die Zusammenfassende Erklärung wird nicht erstellt.  
 

  2.2 Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs 

  Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst öffentli-
che Teilverkehrsflächen der Kreisstraßen 9 und 24 sowie den Teilbereich 
des Gehweges auf dem privaten Flurstück 108/1. Zwischen der Geh-
wegfläche auf dem privaten Grundstück und der Kreisstraße befindet 
sich eine kleine öffentliche Grünfläche, die u.a. als Böschungsfläche 
erforderlich ist. 
Der räumliche Geltungsbereich wird abgegrenzt: 
- im Osten durch den Mühlensteg und die Wiesenstraße sowie die 

daran angrenzenden Privatgrundstücke, 
- im Süden durch die Hauptstraße (K24), 
- im Westen durch die Bahnhofstraße (K9), die Straße „Unter den 

Eichen“ sowie die dazwischenliegenden Privatgrundstücke, 
- im Norden durch die nördlich des Kreuzungsbereiches der Bahnhof-

straße (K9) sowie Hauptstraße (K24) liegenden Privatgrundstücke.  
 

  2.3 Raumordnung 

Landesplanung  Besondere Belange der Landesplanung (Schutzgebiete, Sperrgebiete) 
werden durch diesen Bebauungsplan nicht berührt.  
 

Regionalplanung  Im Regionalen Raumordnungsprogramm des Landkreises Uelzen ist die 
Gemeinde Suderburg als Grundzentrum mit den Schwerpunktaufgaben 
Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten und Arbeitsstätten darge-
stellt. Weitere Darstellungen sind für den Planbereich nicht getroffen.  

Die Planung ist mit den Belangen der Raumordnung vereinbar. 
 

  
2.4 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 

F-Plan  

Darstellung 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Im 1980 wirksam gewordenen Flächennutzungsplan der Samtgemeinde 
Suderburg (siehe Auszug in Abb. 1) sind die Kreisstraßen als Hauptver-
kehrsstraße (gelbe Signatur mit schwarzen Begrenzungslinien), die 
daran angrenzenden Bauflächen im Suderburger Altdorf als Dorfgebiet 
(braune Signatur) ausgewiesen. Der „Eichgarten“ (Flurstück 108/1) 
weist neben der Darstellung Dorfgebiet (MD 0,8) auch das Planzeichen-
symbol für einen Spielplatz auf.  
 
Der Kinderspielplatz wird von der Gemeinde Suderburg nicht mehr 
betrieben, so dass diese Zweckbestimmung funktionslos geworden ist.  
Aufgrund des Maßstabs (M 1. 5000), der Überdeckung durch das 
Spielplatzsymbol und der fehlenden Parzellenschärfe ist in der alten 
Flächennutzungsplandarstellung nicht genau die Abgrenzung zwischen 
der Hauptverkehrsstraße und den Bauflächen ersichtlich. Aufgrund der 
geringen Breite des Gehwegs auf dem privaten Bereich ist die Planung 
aber aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
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Insgesamt ist die Bauleitplanung hinreichend aus den Vorgaben des 
wirksamen Flächennutzungsplanes entwickelt.   

 
Abbildung 1: Flächennutzungsplanes der SG Suderburg  (Auszug) 

 

 
 
 
  

2.5 Erschließung, Ver- und Entsorgung, andere Rechte 

Verkehrliche 
Erschließung 

 Das Bebauungsplangebiet dient selbst der inner- und außerörtlichen 
Erschließung. Insofern sind keine neuen Straßen erforderlich.  
 

Ver- und Entsor-
gung 

 Die öffentlichen Verkehrsflächen bedürfen keiner Ver- oder Entsorgung. 
 
 

Naturschutzrecht / 
Wasserrecht / 
Denkmalrecht 
 
Artenschutz 

 Im Plangebiet und im direkten Umfeld des Plangebietes sind keine 
naturschutzrechtlichen, wasserrechtlichen oder denkmalrechtlichen 
Schutzgebiete oder Schutzobjekte vorhanden. 
 
Der Landkreis Uelzen hat mit Stellungnahme vom 09.07.2019 darauf 
hingewiesen, dass sich auf dem privaten Flurstück 108/1 (sowohl 
innerhalb als auch außerhalb des Plangebietes) alter Baumbestand 
(„Eichgarten“) befindet. Bei diesem ist mit sehr hoher Wahrscheinlich-
keit davon auszugehen, dass es sich auch um Lebensstätten besonders 
bzw. streng geschützter Tierarten (wie Fledermäuse) im Sinne des § 44 
BNatSchG handelt. Vor einer möglichen Beseitigung der genannten 
Bäume (oder ihrer wesentlichen Bestandteile) muss eine Untersuchung 
und Beurteilung durch fachkundiges Personal erfolgen, inwieweit 
Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG betroffen sein können bzw. wie 
diese zu vermeiden sind. Dies gilt auch, wenn Teile des genannten 
Baumbestandes auf dem Flurstück 108/1 im Falle der Beschlussfassung 
und wie vorgesehen sich dann auf einer öffentlichen Verkehrsfläche 
befinden. Für den Fall einer erfolgreichen Enteignung wäre dieses bei 
mindestens einem Baum im neuen Eigentum der Gemeinde Suderburg 
der Fall. Die Vermessung des Gehweges würde auch zeigen, in welchem 
Eigentum sich die übrigen Bäume befinden. Diese stehen augenschein-
lich in der Nähe der derzeitigen Grenzen. 
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3. Gegenstand des Bebauungsplanes 

  
3.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Räumlicher 
Geltungsbereich  
 
 

 Der Bebauungsplanbereich umfasst folgende Flurstücke: 
- Teilbereich der Flurstücke 239/9 und 230/11, beide Flur 7, Gemar-

kung Suderburg als Kreisstraßen 9 und 24 im Eigentum des 
Landkreises Uelzen 

- Teilbereich des Flurstücks 108/1, Flur 7, Gemarkung Suderburg in 
privatem Eigentum (nachstehend privates Flurstück genannt) 

 
Die beiden vorgenannten Kreisstraßenflurstücke wurden lediglich für 
den Kreuzungsbereich in die Planung einbezogen, um die Gesamter-
schließungssituation an der Kreisstraßenkreuzung planungsrechtlich zu 
verdeutlichen und abzusichern. Nach dem Nds. Straßengesetz ist der 
Landkreis Uelzen in der Baulast für die Straße mit Entwässerung. Die 
Gemeinde Suderburg ist in der Baulast der Gehwege. Das private 
Flurstück wurde zur Vorbereitung einer Enteignung im Sinne der §§ 85 
ff. BauGB nach erfolgloser Ankaufsverhandlung der erforderlichen 
Teilfläche in den Bebauungsplanbereich aufgenommen. Nach der 
Eigentumsgarantie aus Artikel 14 Grundgesetz sowie dem Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit wurde das private Flurstück nur mit der mini-
mal erforderlichen Teilfläche aufgenommen. Im Rahmen der 1. 
Behördenbeteiligung wurde vom Katasteramt Uelzen eine Erfassung der 
Verkehrsbegleitflächen auf einem Planauszug vorgelegt. Diese Abgren-
zung des Katasteramtes Uelzen aus der 1. Behördenbeteiligung ist 
insofern maßgebend. Sie wurde zwischenzeitlich vom Katasteramt 
Uelzen vermessen. Der Planbereich hat sich damit zum Aufstellungsbe-
schluss etwas verkleinert.  
 

  
3.2 Öffentliche Straßenverkehrsflächen 

  Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes werden alle Flächen als 
öffentliche Straßenverkehrsfläche festgesetzt. Diese Festsetzung 
entspricht der realen Nutzung. Sie ist zur rechtlichen Sicherung der 
vorhandenen Verkehrsinfrastruktur im Ortskern von Suderburg erfor-
derlich.  
 

  
3.3 Zulässigkeit von Vorhaben 

Zulässigkeit von 
Vorhaben 
 
 
 
 

 Der Bebauungsplan wird als einfacher Bebauungsplan im Sinne des § 
30 BauGB aufgestellt. Es wurden in die Planung keine Bauflächen 
aufgenommen, so dass im Plangebiet keine Baurechte geschaffen 
werden. Über den Erhalt des Gehweges auf dem privaten Flurstück 
entscheidet die Enteignungsbehörde nach gemeindlicher Antragstellung. 
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4. Auswirkungen der Planung 

  4.1 Städtebauliche Auswirkungen der Planung 

Bauliche Nutzun-
gen im Umfeld 

 Durch die vorliegende Planung soll die bestehende verkehrliche Er-
schließungssituation und –funktion erhalten bleiben. Die Planung dient 
auch dazu, die städtebauliche Ordnung in diesem zentralen Siedlungs-
bereich sicherstellen. Nachteilige Auswirkungen auf bereits vorhandene 
(oder geplante) bauliche Nutzungen im Umfeld des Plangebietes sind 
nicht zu erwarten.  

   
Verkehr/ Erschlie-
ßung 

 Durch die Planung werden keinen neuen Straßen oder Gehwege gebaut. 
Das Plangebiet kann und soll durch die bisher gebauten öffentlichen 
Straßen und Wege ausreichend erschlossen werden.  
 

Abfallentsorgung  Gemäß Satzung über die Abfallentsorgung im Landkreis Uelzen ergibt 
sich für jeden Eigentümer eines bewohnten oder bebauten Grundstücks 
ein Anschluss- und Benutzungszwang an die öffentliche Abfallentsor-
gung (§ 3 Abs. 1 und 2). Im Plangebiet befinden sich keine zu 
entsorgenden Grundstücke. 
 

Wasser, Abwasser, 
Telekommunika-
tion, Strom 
 

 Die Abwasserentsorgung sowie die Versorgung mit Wasser, Strom und 
Telekommunikation der anliegenden Grundstücke sind über die beste-
henden sowie geplanten Anlagen und Leitungsnetze der zuständigen 
Ver- und Entsorgungsträger sichergestellt. Im Plangebiet befinden sich 
keine zu versorgenden Grundstücke. 
 

Oberflächenent-
wässerung  
 

 Sämtliche Verkehrsflächen im Plangebiet sind durch öffentliche Regen-
wasserkanäle mit der Hardau verbunden, so dass die Entsorgung 
sichergestellt ist. 
  

Löschwasserver-
sorgung 

 Die Samtgemeinde ist zur Gewährleistung des Grundschutzes in der 
Löschwasserversorgung verpflichtet. Es befinden sich im Plangebiet 
keine zu sichernden Gebäude. 
 

Zusammenfas-
sende Abwägung 

 Insgesamt sind keine nachteiligen Auswirkungen infolge dieser Planung 
zu erwarten. Öffentliche und private Belange werden durch diese 
Planung nicht in unzumutbarer Weise beeinträchtigt, da das Wohl der 
Allgemeinheit für den Erhalt des Gehweges über das private Flurstück 
überwiegt.  

 
  

4.2 Auswirkungen auf Belange von Natur und Landschaft, 
Eingriffsregelung 

  Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplänen 
die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege in die planerische Abwägung einzustellen. Nach § 
13 Abs. 3 BauGB ist eine Umweltprüfung und ein Umweltbericht nicht 
erforderlich. Nach § 2 Abs. 4 Satz 2 legt die Gemeinde für jeden 
Bebauungsplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die 
Ermittlung der Belange des Umweltschutzes für die Abwägung erforder-
lich ist.  
 

 Im vorliegenden Bebauungsplan sind lediglich öffentliche Verkehrsflä-
chen festgesetzt, die bereits vollständig errichtet sind. Der Gehwegteil 
auf dem privaten Flurstück ist ebenfalls vollständig errichtet. Die 
Gemeinde plant keine baulichen Maßnahmen im Zuge der Aufstellung 
dieses Bebauungsplanes. Die Planung zielt vor allem auf eine rechtliche 
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Sicherung von öffentlich genutzten Gehwegflächen. Insofern lässt diese 
Planung keinerlei nachteilige Umweltauswirkungen erwarten. Für die 
bauleitplanerische Absicherung ist daher in diesem Fall keine Ermittlung 
von Umweltbelangen erforderlich.  

   
Eingriffsregelung 
 
 
 
 
 
 
 

 Gemäß § 1a BauGB sind in der Bauleitplanung Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu vermeiden und zu minimieren. Unvermeidbare Eingriffe 
sind durch geeignete Ausgleichsmaßnahmen zu kompensieren.  
Da im verkehrstechnisch ausgebauten Plangebiet keine baulichen 
Maßnahmen zu erwarten sind, ergeben sich keine Eingriffe in Natur und 
Landschaft. Insofern trifft durch diese Planung der klassische Fall aus 
§ 34 BauGB zu, wonach die Eingriffsreglung bereits als abgearbeitet 
gilt, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung 
erfolgt sind oder zulässig waren. Eine aktuelle Abarbeitung oder Bilan-
zierung ist daher nicht erforderlich. 
 

  

5. Durchführung der Planung / Kosten 

Bodenordnung  Der Gehweg auf dem privaten Flurstück soll durch ein Enteignungsver-
fahren im Sinne der §§ 85 ff. BauGB gesichert werden.  
 

Erschließung   Im Plangebiet selbst befinden sich nur Erschließungsanlagen, die die 
umliegenden Grundstücke erschließen.  
 

Ausgleichsmaß-
nahmen 

 Da keine neuen Eingriffe erfolgen oder vorbereitet werden, sind keine 
Ausgleichsmaßnahmen erforderlich. 
 

Kosten für die 
Gemeinde 
 

 Durch diese Planung werden keine zusätzlichen Erschließungskosten 
verursacht, weil im Plangebiet keine weiteren Erschließungsanlagen 
vorgesehen sind.  
Die Kosten eines Enteignungsverfahrens zum Erhalt des Gehweges über 
das private Flurstück trägt die Gemeinde Suderburg. 
Die Planungskosten dieser Planung trägt ebenfalls die Gemeinde 
Suderburg.    
 

 

Der Rat der Gemeinde Suderburg hat die Begründung im Rahmen des Satzungsbeschlusses in 
seiner Sitzung am ………………………… beschlossen. 
 
Suderburg, den …………………… 

                  

........................................       .…………………………………… 
             - Der Bürgermeister -                            - Der Gemeindedirektor       

 


